
1 

 

Betriebssatzung 
der Stadtwerke Balve für den Betrieb 

"Abwasserbeseitigung" 
vom 13.12.2006, 

zuletzt geändert durch Satzung vom 15.12.2023 
 
 
Der Rat der Stadt Balve hat in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende Betriebssatzung be-
schlossen, welche zuletzt durch den Rat der Stadt Balve in seiner Sitzung am 13.12.2023 
geändert worden ist:  
 

§ 1 
Gegenstand der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 

 
1. Die Stadtwerke Balve mit dem Betrieb "Abwasserbeseitigung" werden aufgrund 

des § 107 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 GO als eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
wie ein Eigenbetrieb auf der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der 
Bestimmungen dieser Betriebssatzung geführt. 

 
2. Zweck dieser eigenbetriebsähnlichen Einrichtung ist die Erfüllung der der Stadt 

Balve obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht nach den Bestimmungen des 
Landeswassergesetzes (LWG) in der jeweils geltenden Fassung und alle den Be-
triebszweck fördernden Geschäfte. 

 
§ 2 

Name der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
 

Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung führt die Bezeichnung "Stadtwerke Balve -Betrieb 
Abwasserbeseitigung-". 
 

§ 3 
Betriebsleitung 

 
1. Zur Betriebsleitung der Stadtwerke Balve -Betrieb Abwasserbeseitigung- wird ein 

Betriebsleiter bestellt, der auch gleichzeitig Betriebsleiter der Stadtwerke Balve -
Betrieb Wasserversorgung- und -Betrieb Bauhof- ist. Für den Fall der Verhinde-
rung wird ein Stellvertreter bestellt. 

 
2. Der Eigenbetrieb wird von der Betriebsleitung selbständig geleitet, soweit nicht 

durch Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas an-
deres bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Be-
triebsführung. Dazu gehören alle Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung eines 
einwandfreien Betriebes und der Funktionstüchtigkeit der Einrichtungen und Anla-
gen laufend notwendig sind, insbesondere der innerbetriebliche Personaleinsatz, 
die Anordnung der notwendigen Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten und 
der laufenden Netzerweiterungen, Beschaffung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fen sowie Investitionsgütern des laufenden Bedarfs, die Ersatzbeschaffung von 
Betriebsmitteln, Abschluss von Werk- und Dienstleistungsverträgen und von Ver-
trägen mit Tarif- und Sonderkunden. 
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3. Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des Eigenbetriebes ver-
antwortlich und hat die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäft-
leiters anzuwenden. Danach ist für die dauernde technische und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Eigenbetriebes zu sorgen. Hierzu ist u.a. ein Überwachungs-
system einzurichten, das es ermöglicht, etwaige bestandsgefährdende Entwicklun-
gen frühzeitig zu erkennen. Für Schäden haftet die Betriebsleitung entsprechend 
den Vorschriften des    § 84 des Landesbeamtengesetztes. 

 
§ 4 

Betriebsausschuss 
 

1. Für die Stadtwerke Balve -Betrieb Abwasserbeseitigung-, -Betrieb Wasserversor-
gung- und- Betrieb Bauhof- wird ein gemeinsamer Betriebsausschuss gebildet.  

 
2. Der Betriebsausschuss besteht aus 15 Mitgliedern, die vom Rat nach den Bestim-

mungen der Gemeindeordnung gewählt werden. Dem Betriebsausschuss sollen 
keine Mitglieder angehören, für die Ausschließungsgründe nach § 31 Gemeinde-
ordnung vorliegen. 

 
3. Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die Ge-

meindeordnung und die Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hin-
aus entscheidet der Betriebsausschuss in den ihm vom Rat ausdrücklich übertra-
genen Aufgaben sowie in den folgenden Fällen: 

 
a) Zustimmung zu Verträgen, wenn der Wert im Einzelfall den Betrag von 

15.000,00 € übersteigt; ausgenommen sind die Geschäfte der laufenden 
Betriebsführung und Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung, der 
Eigenbetriebsverordnung oder durch die Hauptsatzung der Zuständigkeit 
des Rates vorbehalten sind; 

b) Stundung und befristete Niederschlagung von Geldforderungen, wenn sie 
im Einzelfall 20.000,00 € übersteigen; 

c) Erlass und unbefristete Niederschlagung von Geldforderungen, wenn sie im 
Einzelfall 3.000,00 € übersteigen. 

 
4. Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die vom Rat zu entscheiden 

sind. Er entscheidet in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates 
unterliegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster 
Dringlichkeit kann der Bürgermeister mit dem Vorsitzenden des Betriebsausschus-
ses entscheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO gelten entsprechend. 

 
5. In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterlie-

gen, kann, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet, der Bürgermeister im 
Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses oder einem ande-
ren dem Rat angehörenden Ausschussmitglied des Betriebsausschusses entschei-
den. § 60 Abs. 2 Satz 2 und 3 GO gelten entsprechend. 

 
§ 5 
Rat 

 
Der Rat entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung, die 
Eigenbetriebsverordnung oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 
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§ 6 
Bürgermeister 

 
1. Zur Durchsetzung der Abwasserbeseitigungspflicht und im Interesse der Ein-

heitlichkeit der Verwaltungsführung kann der Bürgermeister in wichtigen Angele-
genheiten der Betriebsleitung Weisungen erteilen.  

 
2. Die Betriebsleitung hat den Bürgermeister über alle wichtigen Angelegenheiten 

des Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten und ihm auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen. Die Betriebsleitung bereitet im Benehmen mit dem Bürgermeister die Vor-
lagen des Eigenbetriebes für den Betriebsausschuss und den Rat vor. 

 
3. Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtgemäßem Ermessen die Verantwortung für 

die Durchführung einer Weisung des Bürgermeisters nicht übernehmen zu können 
und führt ein Hinweis auf entgegenstehende Bedenken der Betriebsleitung nicht 
zu einer Änderung der Weisung, so hat sie sich an den Betriebsausschuss zu wen-
den. Wird keine Übereinstimmung zwischen dem Betriebsausschuss und dem Bür-
germeister erzielt, so ist die Entscheidung des Haupt- und Finanzausschusses her-
beizuführen. 

 
§ 7 

Kämmerer 
 

Die Betriebsleitung hat dem Kämmerer den Entwurf des Wirtschaftsplanes und des Jah-
resabschlusses, die Zwischenberichte, die Ergebnisse der Betriebsstatistik und die Kosten-
rechnungen zuzuleiten; sie hat ihm ferner auf Anfordern alle sonstigen finanzwirtschaftli-
chen Auskünfte zu erteilen.  
 

§ 8 
Personalangelegenheiten 

 
1. Personal des Eigenbetriebes sind in der Regel Beamte und tariflich Beschäftigte. 
 
2. Die tariflich beschäftigten Arbeitnehmer werden auf Vorschlag der Betriebsleitung 

durch den Bürgermeister unter Beachtung der jeweils gültigen Zuständigkeitsre-
gelungen der Hauptsatzung der Stadt Balve sowie der Stellenübersicht eingestellt, 
eingruppiert, höhergruppiert und entlassen, jedoch mit der Einschränkung, dass 
bei der Eigenart des Eigenbetriebes Aushilfskräfte von der Betriebsleitung für das 
Ablesen der Wasserzähler bzw. Zwischenzähler beschäftigt werden dürfen. 

 
3. Die bei dem Eigenbetrieb beschäftigten Beamten werden in den Stellenplan der 

Stadt aufgenommen und in der Stellenübersicht des Eigenbetriebes vermerkt. 
 

§ 9 
Vertretung der Stadtwerke 

 
1. In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes wird die Stadt durch die Betriebslei-

tung vertreten, sofern die Gemeindeordnung oder die Eigenbetriebsverordnung 
keine anderen Regelungen treffen. 
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2. Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des Eigenbetriebes ohne An-

gabe eines Vertretungsverhältnisses, die übrigen Dienstkräfte „Im Auftrag“. 
 
3. Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang 

ihrer Vertretungsbefugnis werden von der Betriebsleitung öffentlich bekannt ge-
macht. 

 
4. Für verpflichtende Erklärungen gilt § 3 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung. 
 

§ 10 
Wirtschaftsjahr 

 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 11 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Stadtwerke Balve –Betrieb Abwasserbeseitigung- beträgt 
500.000,00 €. 

 
§ 12 

Wirtschaftsplan 
 

1. Die Betriebsleitung hat spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Wirt-
schaftsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen und über den Bürgermeister dem 
Betriebsausschuss vorzulegen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermö-
gensplan und der Stellenübersicht.  

 
2. Mehrauszahlungen für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die 20 % des Ansat-

zes, mindestens 5.000,00€ überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebs-
ausschusses. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebs-
ausschusses die Zustimmung des Bürgermeisters. Die sonstigen Mehrauszahlun-
gen sind dem Betriebsausschuss nachträglich zur Kenntnis vorzulegen. 

 
3. Sind bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolggefährdende Mindererträge zu 

erwarten, so hat die Betriebsleitung den Bürgermeister unverzüglich zu unterrich-
ten. Erfolggefährdende Mehraufwendungen bedürfen der Zustimmung des Be-
triebsausschusses, es sei denn, dass sie unabweisbar sind. Sind sie unabweisbar, 
sind der Bürgermeister und der Betriebsausschuss unverzüglich zu unterrichten. 
Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die 
des Bürgermeisters; der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten.  

 
§ 13 

Zwischenberichte 
 

Die Betriebsleitung hat den Bürgermeister und den Betriebsausschuss vierteljährlich einen 
Monat nach Quartalsende über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie 
über die Abwicklung des Vermögensplanes schriftlich zu unterrichten. 
 
 



5 

 

 
§ 14 

Jahresabschluss, Lagebericht 
 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres von der Betriebsleitung aufzustellen und über den Bürger-
meister dem Betriebsausschuss vorzulegen. 
 

§ 15 
Personalvertretung 

 
Der Eigenbetrieb bleibt personalvertretungsrechtlich Teil der Stadt Balve, so dass der 
Personalrat der Stadt Balve auch die Personalvertretung für den Eigenbetrieb übernimmt. 
Es gilt das Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG). 

 
§16 

Frauenförderung 
 

Die landesgesetzlichen und kommunalen Vorgaben zur Frauenförderung gelten uneinge-
schränkt für den Eigenbetrieb, ebenso die Zuständigkeit der Gleichstellungsbeauftragten. 

 
§17 

Inkrafttreten 
 
Diese geänderte Betriebssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2023 in Kraft.  
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